
            

                                                   

 

 

 

 

Paritätische Positionen zur 
Landtagswahl 2026 

Für eine starke soziale Infrastruktur in 
Mecklenburg-Vorpommern 

#MVbleibtsozial! 
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Vorwort 

Am 20. September wählt Mecklenburg-Vorpommern einen neuen Landtag. 
Mecklenburg-Vorpommern steht vor tiefgreifenden sozialen, demographischen und 
finanziellen Herausforderungen. Steigende Bedarfe, Fachkräftemangel, knappe 
öffentliche Haushalte und zunehmende Bürokratie treffen auf eine gesellschaftliche 
Debatte, in der unser Sozialstaat insgesamt unter Rechtfertigungsdruck steht. 

Dem will der Paritätische MV im Wahljahr 2026 eine klare sozialpolitische Agenda 
entgegensetzen: Wir formulieren drei zentrale Themen, die als Leitplanken für eine 
zukunftsfähige Sozialpolitik dienen und konkrete Forderungen sowie 
Lösungsvorschläge an die kommende Landesregierung bündeln. Darunter fokussieren 
wir uns auf ausgewählte Bereiche.  

 

Unsere drei Fokusthemen sind:  

1. Strategische Sozialplanung statt sozialpolitischem Blindflug 

2. Arbeits- und Fachkräftestrategie als Schlüssel für eine 
verlässliche soziale Infrastruktur 

3. Entbürokratisierung: Mehr Zeit für Menschen, weniger für 
Formulare 

Unser Anspruch für die Menschen in MV: Sozialpolitik muss wirksam, bedarfsgerecht, 
nachhaltig sowie umsetzbar sein.  
 

#MV bleibt sozial! 
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Thema 1                                                                                                

Strategische Sozialplanung statt sozialpolitischem 
Blindflug 

Wir brauchen eine verbindliche, auf allen politischen Ebenen  abgestimmte 
strategische Sozialplanung, um die tatsächlichen Bedarfe der Menschen in 
Mecklenburg-Vorpommern zu erkennen, zu benennen und die begrenzten zur 
Verfügung stehenden Ressourcen zielgerichtet einzusetzen. 

Begründung 

• Der demografische Wandel (alternde Gesellschaft, Abwanderung, Fachkräfte- 
und Arbeitskräftelücken) verlangt vorausschauendes Handeln. 

• Finanzielle Spielräume sind begrenzt, Fehlsteuerungen können wir uns nicht 
leisten. 

• Sozialpolitik darf nicht reaktiv oder allein haushaltsgetrieben sein.  

Lösungsvorschläge 

• Systematische Bedarfsanalysen unter Einbeziehung der 
Betroffenenvertretungen, der freien Träger und der Verbände 

• Aufbau bzw. Stärkung einer integrierten, ressortübergreifenden Sozialplanung 
auf Landes- und kommunaler Ebene für die Bereiche Kinder- und Jugendhilfe, 
Eingliederungshilfe, Pflege und Beratungsangebote.  

• Nutzung der sogenannten „demografischen Rendite“: Die demografische 
Rendite ist ein zeitlich begrenzter wirtschaftlicher Bonus, der durch eine 
günstige Altersverteilung der Bevölkerung entsteht. Die demografische Rendite 
entsteht nicht automatisch. Ein Land profitiert nur, wenn es genug 
Arbeitsplätze, ein gutes Bildungssystem und stabile wirtschaftliche 
Rahmenbedingungen hat. Wir benötigen daher Investitionen in Prävention, 
Bildung und Teilhabe, denn die senken langfristig soziale Folgekosten.  

• Transparente Prioritätensetzung statt pauschaler Kürzungen. 
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• Sicherung von Arbeitsplätzen, Angeboten und Einrichtungen für eine 
flächendeckende Versorgung der Menschen in MV. 

Das bedeutet für die Arbeitsfelder:  

• Kinder- und Jugendhilfe: Nutzung der sogenannten „demografischen 
Rendite“: Bedarfsorientierte Planung von Plätzen, Personal und Öffnungszeiten; 
Beteiligung der Leistungserbringer. 

• Eingliederungshilfe: Planung entlang tatsächlicher individueller 
Unterstützungsbedarfe, nicht pauschalierte Leistungsumfänge nach 
Kassenlage 

• Pflege: Planung entlang der tatsächlichen Pflegebedarfe: Sicherung der 
ambulanten, voll- und teilstationären Angebote. Stärkung und gezielter Ausbau 
refinanzierter Präventions- und Pflegeberatungsstrukturen sowie von 
niedrigschwelligen Unterstützungsangeboten.  

• Beratungsangebote: Sicherstellung flächendeckender, niedrigschwelliger 
Angebote besonders in ländlichen Räumen durch landesweit einheitliche 
Mindestversorgungsschlüssel (ein Berater je einer festzulegenden 
Einwohnerzahl pro Beratungsangebot). 
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Thema 2:  

Arbeits- und Fachkräftestrategie als Schlüssel für 
verlässliche soziale Infrastruktur 

Durch eine alternde Bevölkerung steigen die Unterstützungsbedarfe und damit auch 
die Personalbedarfe. Gleichzeitig stehen durch den demografischen Wandel weniger 
Arbeitskräfte zur Verfügung. Arbeiten im sozialen Bereich muss attraktiv bleiben, 
denn ohne Fachkräfte gibt es keine soziale Infrastruktur. Mecklenburg-Vorpommern 
braucht eine umfassende Arbeits- und Fachkräftestrategie für soziale Berufe. Dazu 
gehört auch die gezielte Gewinnung und Integration von Fachkräften aus dem 
Ausland. Voraussetzung dafür sind schnelle Anerkennungsverfahren, gute 
Sprachförderung, faire Arbeitsbedingungen und echte Willkommenskultur. 

Begründung 

• Der Fachkräftemangel gefährdet bereits heute die Versorgungssicherheit 
insbesondere in ländlichen Räumen. Unser Arbeitsmarkt allein wird den 
wachsenden Bedarf in Pflege, Betreuung, Beratung und Bildung absehbar nicht 
decken können.  

• Hohe Belastungen und selbst zu tragende hohe Ausbildungskosten schrecken 
potenzielle Arbeitskräfte, junge Menschen und Familien ab. 

• Soziale Arbeit ist systemrelevant, nicht nur in Pandemiezeiten. Das muss sich 
auch in politischen Entscheidungen widerspiegeln. 

Lösungsvorschläge 

• Entwicklung einer landesweiten Fachkräftestrategie für soziale Berufe, 
gemeinsam mit Trägern und Ausbildungseinrichtungen. Internationale 
Fachkräfte können helfen, Versorgungslücken zu schließen, Angebote 
aufrechtzuerhalten und die soziale Infrastruktur insbesondere im ländlichen 
Raum zu sichern. 

• Ausbau von Ausbildungsplätzen im sozialen Bereich, dualen Modellen und 
praxisnaher Qualifizierung, passend zu unterschiedlichsten Lebenssituationen 
der Aus- oder Fortzubildenden. 
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• Kostenfreie Ausbildung in allen sozialen Berufen, wo Kostenfreiheit noch nicht 
vollständig verwirklicht ist, z.B. bei staatl. anerkannten Erzieher*in, in der 
Heilerziehungspflege, u.a.  

• Angemessene Ausbildungsvergütung in allen sozialen Ausbildungsberufen 

• Sicherung und Stärkung der Freiwilligendienste im sozialen Bereich, denn: 
Freiwilligendienste helfen, Nachwuchs zu gewinnen, zu fördern und langfristig 
als Fachkraft im Land zu halten. 

• Refinanzierung von Plätzen für dual Studierende. 

• Bindung von Arbeitskräften durch attraktivere Arbeitsbedingungen: 
angemessene Personalausstattung, wenig Bürokratie, gute Gehälter, Flexibilität 
und Entwicklungsperspektiven bei Wechsel- und Wiedereinstieg.  

Das bedeutet für die Arbeitsfelder:   

• Kinder- und Jugendhilfe: Sicherung der Qualität durch ausreichendes und 
qualifiziertes Personal; sinkende Kinderzahlen nutzen zur Verbesserung der 
Betreuungssituation, nicht zum Abbau von Arbeitsplätzen. Dazu gehört die 
vollständige Finanzierung der Ausbildungskosten. 

• Eingliederungshilfe: Keine Mehrbelastung von Beschäftigten durch 
Personalreduktion aufgrund von Maßnahmen zur Kostenbegrenzung. 
Entwicklung einer landesweiten Strategie für die Eingliederungshilfe, um dem 
Fachkräftemangel zu begegnen (z.B. Schaffung von dualen Ausbildungsplätzen, 
Förderung von Plätzen für dual Studierende). 

• Pflege: Investition in die soziale Integration von Auszubildenden und 
Fachkräften aus EU- und Drittländern. Individuelle Unterstützung von Azubis 
insbesondere in den ländlichen Räumen sowie Entlastung der “zahlenden 
Pflegebedürftigen” 

• Beratungsangebote: Langfristige Finanzierung der Angebote und tarifliche 
Entlohnung statt nicht auskömmlicher Projektfinanzierung und einjähriger 
Arbeitsverträge.  
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Thema 3 

Entbürokratisierung: Mehr Zeit für Menschen, weniger für 
Formulare 

Der Sozialstaat wird nicht zu groß, sondern zu kompliziert. Bürokratieabbau ist eine 
Voraussetzung für wirksame soziale Arbeit. Bürokratieabbau spart zudem Kosten.  

Begründung 

• Fachkräfte verbringen zunehmend mehr Zeit mit Dokumentation, Anträgen und 
Nachweisen. 

• Komplexe Verfahren binden Ressourcen, die für die Arbeit mit Menschen 
fehlen. 

• Bürokratie verursacht hohe Kosten – bei den Erbringern von Leistungen 
ebenso wie in den Ämtern und Behörden, die diese Leistungen bewilligen und 
prüfen.  

• Bürokratie frustriert Mitarbeitende  

• Bürokratie erschwert den Zugang von Bürgerinnen und Bürger zu Leistungen. 

Lösungsvorschläge 

• Vereinfachung und Vereinheitlichung von Förder-, Abrechnungs- und 
Nachweisverfahren.  

• Mehr Vertrauen in die Arbeit der Träger, weniger Bürokratie und 
Detailsteuerung. 

• Mehrjährige Finanzierungs- und Förderzeiträume statt kurzfristiger 
Projektfinanzierungen. 

• Digitalisierung sinnvoll zur Entlastung nutzen  

Das bedeutet für die Arbeitsfelder:  

• Kinder- und Jugendhilfe: Entlastung von Leitungen und Fachkräften durch 
reduzierte Berichtspflichten. 
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• Eingliederungshilfe: Weniger Verwaltungsaufwand, Verminderung des 
Dokumentationsaufwands für mehr personenzentrierte direkte Unterstützung. 
Ressourcenschonende und effektive Prüfungsabläufe sowie Vermeidung von 
Doppelprüfungen. Schaffung einheitlicher digitaler Prozesse für Leistungs- und 
Vergütungsverhandlungen sowie die Leistungsabrechnung. 

• Pflege: Konsequente Vereinfachung der Dokumentationspflichten und weniger 
Nachweisverpflichtungen. Mehr Abstimmung bei Kontrollinstitutionen und 
Reduzierung von Doppelstrukturen.   

• Beratungsangebote: mindestens zweijährige Förderzeiträume statt 
kurzfristiger einjähriger Projektfinanzierungen. Digitalisierung des 
Antragswesens  

 

Unsere Forderung: Sozialstaat stärken – nicht in Frage 
stellen 

In Zeiten gesellschaftlicher Polarisierung und wachsender sozialer Unsicherheit wird 
der Sozialstaat zunehmend infrage gestellt.  

Dabei ist ein funktionierender Sozialstaat keine Belastung, sondern die Grundlage für 
sozialen Zusammenhalt, demokratische Stabilität und wirtschaftliche 
Zukunftsfähigkeit. 

Unsere drei Meta-Themen stehen daher für: 

• kluge Steuerung statt Kürzungspolitik 

• Investitionen in Menschen statt Abbau von Leistungen 

• Sicherung der Berufstätigkeit von Eltern, Angehörigen und sorgendem 
Freundes- und Bekanntenkreis in Zeiten des steigenden Personalbedarfs 
in allen Bereichen 

• Vertrauen und partnerschaftliche Zusammenarbeit statt 
„Misstrauensbürokratie“ 
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Impressum  

Der Paritätische Mecklenburg-Vorpommern e.V.  
Gutenbergstraße 1 
19063 Schwerin 
Telefon: 0385 592210 
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